
Erster Abschnitt.

Die jetzt in England geltenden Rechtsbestimmungen wegen des

Libells.

^edeö auf das unbedingte Recht der Personen bezügliche
Gesetz hat seine Grundlage im Gesetze der Natur,
welches nichts anders ist als ein Ausspruch der Ver¬
nunft (lliotumeu rstioms).

Der Gesetzgeber,indem er ein Gesetz aufstellt, thut
nichts anders, als daß er jenes ewige Gesetz von neuem
bekannt macht; und wegen der Folgen, die es in Bezug
auf die gesellschaftlichenVerpflichtungen bewirken soll,
fügt er zu dessen moralischer Verbindlichkeitnoch mensch¬
liche Belohnungen oder Strafen hinzu »).

Die Vollkommenheit jeder Gesetzgebung besteht dem¬
nach darin, daß sie sich so viel als möglich der natürli-

Darin' allein besteht nicht der Charakter des positiven

Gesetzgebers. Er hat das allgemeine natürliche oder Vernunft-

gesetz auch auf die besondern empirischen Verhältnisse und Uni¬

stande dieser oder jener Gesellschaft zu beziehen, um sie dadurch
rechtlich zu bestimmen. A. d. U,



che» Gerechtigkeit und Billigkeit anschmiegt. Dieß ist

der Charakter, welcher in den Angou jedes englischen

RechrSgelchrteu das Gemcingesetz (coimnon Inn-)

in England auszeichnet. Es verdankt denselben weit mehr

einem glücklichen Zusammentreffen zufälliger Ereignisse, als

einem ausdrücklichen Entwürfe, einer vorbedachten Ab¬

sicht, zu den natürlichen Prinzipien aufzusteigen oder gar

aus den Quellen der mosaischen oder der römischen Ge¬

setze zu schöpfen ').

Die Erhaltung der Ehre, des guten Namens der

Individuen ist gewiß ein absolutes und persönliches Recht

derselben. Es ist nicht bloß an sich ein vollkommnes

Recht, sondern es gibt auch allen übrigen einen größern

Werth, da die Unverletztheit unsrer Ehre und unsres gu¬

ten Namens ein Bestandtheil unsrer individualen sowohl

als gesellschaftlichen Glückseligkeit ist.

Es ist also überflüssig, den Grundsatz aufzustellen,

daß die Gesellschaft ihren Mitgliedern für die Erhaltung

ihres guten Namens eine gesellschaftliche Bürgschaft

s) Es würde sehr schwer sein, eine genaue Vorstellung vom

Gemciugesetze in England zu geben; denn es ist zusammenge¬

setzt aus alten, veralteten oder fast abgeschafften Gesetzen, ans
Thatsachen, Gewohnheiten, Entscheidungen, Meinungen der

Rechtsgelehrten, und besonders aus Entscheidungen der Ober-

gerichtc, den sogenannten Präzedenzen, was man in Frank¬
reich die Jurisprudenz der Gerichtshofe oder Irrels nennt,

s ltnsre Juristen nennen es den Gerichtsbrauch, usus ko,i, wic-
fernc derselbe durch frühere Entscheidungen ähnlicher Fälle be¬

stimmt ist. A. d. U. s Die folgende Abhandlung wird dieß noch

besser erläutern.
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schuldig ist, und daß das Gemeingcsetz jedes Mittel, wo¬

durch die Würde ihres Cliarakters dehauplet und ihre

Ehre beschützt wird, als einen der heiligsten Gegenstande

seiner Wirk'amkeit betrachten muß.

Laßt uns jetzt sehen, wie und durch welche Mittel

das Gemeingcsetz jene Pflicht erfüllt.

1. Es hat Grundsatze anerkannt, welche klar

genug aus den Gesetzen der Vernunft und der Billigkeit

abgeleitet sind, und von weichen eS selbst in seiner allma,

ligen Bildung abstammt.

2. Diese Grundsatze mit ihren Folgerungen, als

der Probe ihrer Güie, sind im Laufe der Jahrhunderte

beständig angenommen und durchgeführt worden, mit

Hülie der Präzedenzen oder der in besondern Fallen

auSgeiprochnen Urrheile, welche zugleich für ahnliche

und, mittels richtiger Schlüsse, selbst für neue Falle

gültig sind.

z. Besondre Gesetze oder Statuten haben jenen

Grundsätzen noch mehr Kraft ertheilt oder deren Anwen¬

dung näher bestimmt, wenn sie unrichtig gemacht war.

Wir wollen also nun erörtern und beurtheilen i. die

Grundsätze der jetzt geltenden Jurisprudenz, 2. die

Gültigkeit der Prazedenzen, und z. die Gesetze

oder Statuten gegen das Libell.

Die rechtlichen Grundsatze, welche von den eng¬

lischen Nechtsgelehrten als die Grundlage und Wesenheit

des Gemeingesrtzes anerkannt worden, sind folgende:
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1. gilt es als Grundsatz in der englischen Rechts-
kunde, daß es kein persönliches Recht eines englischen
Bürgers gibt, welches nicht durch das gemeine oder
durch das geschricbne Gesetz verbürgt wäre;

daß es keine Verletzung dieses Rechtes gibt, welche
nicht ihr Heilmittel oder ihre Bestrafung in dem einen
oder dem andern jener Gesetze finden sollte;

endlich, daß es keine Beleidigung, keinen Angriff
auf oder Eingriff in das Bürgerrecht gibt, den das Ge¬
setz nicht vorauögeschnoder mir Strafen bedroht hätte.

2. ist es ein Grundsatz der allgemeinenStaatslehre
Englands, zn Gunsten der Freiheiten seiner Bürger, daß
in allen möglichen Fällen, wo diese Freiheiten oder viel¬
mehr die persönlichen Rechte der Bürger Jemanden ent¬
zogen oder beschränkt werden sollen, die Regierung oder
die verfassungsmäßtgen öffentlichenGewalten die Nolh-
wendigkeit einer solchen Entziehung oder Beschränkung
beweisen müssen.

z. ist es gleichfalls eine verfassungsmäßigeund aus
jenem Grundsatzehervorgehende Marime, daß keine Frei¬
heit eines Bürgers, sowohl an sich als in Bezug auf
alles, was zu deren Genüsse gehört, abgeschafft, ver¬
kürzt oder beschränktwerden kann, bis die Regierung
ihrerseits einen hinreichenden, im Wesen des Vürgerthums
selbst liegenden, Grund dafür nachgewiesen hat *).

) Nr. 2. und 3. bilden wohl nur Einen Grundsatz; da sie

aber der Verfasser einmal getrennt bat nnd auch nachher als

zwei Grundsätze aufführt, Hab' ich es dabei gelassen. A> d. U.
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Das ist eben der Unterschied zwischen einer freien

und einer despotischen Regierung; und die beiden letzten

Grundsatze haben am häufigsten bei Beschränkungen der

Preßfreiheit und des Rechts, periodische Schriften her¬

auszugeben, ihre Anwendung gesunden.

4. Das Landcsgesetz (lanll Ia>v) oder das geschriebne

Gesetz, die Statuten des Parlements, schweigen, sobald

das Naturgesetz, von dem daS Gememgesctz abstammt,

vor ihnen geredet hat. ")

5. Das Gesetz kann eine Handlung untersagen, ent¬

weder in dieser und jener Art (iu spvsio) und indem es

alle besonder» Fälle vorausbestimmt, worauf es sich be¬

ziehen kann, oder im Allgeweinen nach ihrem Grunde

und Iwecke (in gsnerv, in xrinci^io et in lins.)

Die Natur der Handlung, wodurch man ein ge-

schriebnes Wort ausgehen läßt, ist ans einer unendliche»

Maunichfaltigkeit von Umständen zusammengesetzt. So

verhält es sich auch mit dem Libelle als einem Misbrauche

jenes Worts. Sonach wird die nämliche Handlung un¬

ter diesen Umständen eine Beleidig» >g, unter jenen die

Ausübung eines Rechtes sein. In Fallen solcher Art ist

es unmöglich, eine Handlung in Lyssia zu verbieten.

L) Wir glauben, daß dieser Grundsatz in seiner Allgemein¬
heit nicht wabr ist. Die geschriebnen Gesetze haben sehr oft zu
den Verbindlichkeitendes natürlichen Gesetzes etwas hinjuge-
füzt. Wir stellen aber liier die Grmidsatzeso dar, wie sie in¬
sonderheit die Gcsetzbcamtender Krone annehmen.

D



Das Gesetz verbietet sie also nolhweiidig bloß in xenere

et in priuoipio.

Man begreift, welche Misbranche aus einem solchen

Grundsätze hervorgeht« können. Er führt herbei eine be¬

waffnete Regierung, eine neue Sterntammer, gefallige,

wo nicht bestochene, Richter, beliebige Gewalien gegen

die Freiheiten der Bürger. Diese Msbranche haben Ab¬

hülfe gefunden in der Billigkeit der Richter der Königs¬

bank, vornehmlich in der des Lords Ellenborough, und

in der Scharfsichtigkcit und Festigkeit der Geschwvrnen.

Dieser Grundsatz, welcher von den Nechtsgelehrte»

der K'one im Parlemcnre mit Hartnäckigkeit verthe>digt

wird, ist durch die Bcredtsamkeit und dialektische Kunst

deS Lords Holland in der Parskammer den 4. Marz «811

heftig bestritten worden.

Lord Holland bemerkte, daß die englischen Gesetze

eben so streng gegen das po itische Librll waren, als ge¬

gen den Verrath; daß der Verraih klar bestimmt wäre,

das politische Lidcll nicht; daß man einen Unterschied

machen sollte zwischen dem politischen und dem gemei¬

nen Libelle, indem jenes den Staat, den König, die

Regierung, dw Verfassung, die Kammern des Parle-

ments, angreife, dieses nur Privatpersonen; daß das po¬

litische Libell eben so klar bestimmt werden könnte, als

der Verraih; daß es nicht schwieriger sei, die vcrschiedncn

Grade der Verschuldung bei dem eine» Vergehen, als

beim andern, zu bestimmen; daß das Recht der freien

Diskussion über die Handlungen der öffentlichen, von der



Verfassung anerkannten, Gewalten bei der Bildung eines

neuen Gesetzes über das polirische Libell mit eben so hei¬

liger Scheu beachtet werden könnte, als es der Fall ge¬

wesen bei jenen Gesetzen, die man über den Verrath ge¬

geben :c. :c> Sein Antrag ward durch die gewöhnliche

Stimmenmehrheit der Minister verworfen, war aber nur

vorbereitend zu einem noch wichtigern über die Untersu¬

chungen von Amts wegen s inlormatiems ex ollicio ).

6. Das Libell, als ein Angriff ans den guten Na»

men und die Ehre einer öffentlichen Autorität, eines ge¬

setzlichen Körpers in der Gesellschaft, oder eineS Cinzelen,

verursacht zweierlei Schaden: einen in Bezug auf die öf¬

fentliche Ordnung überhaupt, durch Hervorruft,ng der

Zwietracht und der persönlichen Streitigkeiten unter den

Bürgern, so wie durch die Selbhüffe, die sich der Her¬

ausgeber eines Libells zu verschaffen sucht, lauter Hand¬

lungen, welche einen Bruch des öffentlichen Friedens

(brcaclr ob tbe public pcacc) bewirke» — den andern

in Bezug auf die nämlichen Autoritäten, Körperschaften

und Individuen, indem das Libell die Geschäfte und

Handlunge» jener ve achtlich zu machen, oder den guten

Namen, die Ehre und Würde dieser zu schmälern sucht.

In der ersten Beziehung ist der durch das Libell

verursachte Schade immer vorhanden, es mögen die darin

enthaltenen Beschuldigungen wahr oder verleumderisch sein,

und er ist vorhanden durch die blosse Thac der Heraus¬

gabe eines Libells selbst gegen em Individuum. Jene

That hat die allgemeine Ordnung der Gesellschaft ge-

D 2



stört; diese ist also genörbigt, das Libell zu verbieten
und diejenigen zu bestrafen, die sich diesem Verbote nicht
unterwerfen. ss

In der zweiten Beziehung hat der Angegriffene,
wenn die Beschuldigungennicht verleumderisch, wenn sie
vielmehr wahr sind, keinen Anspruch auf Schadenersatz.

Man fühlt, wie sophistisch diese Unterscheidungen
sind. Wenn die in einer Schrift enthaltenen Vefchnldi»
gungen wahr sind, so ist sie kein Libell — wenigstens
in der Regel — denn es ist keine Verleumdung vorhan¬
den. Wenn der Verfasser eines de» Richtern überant¬
worteten politischen Werkes bloß vom Rechte der freien
D Mission Gebranch macht in Bc,ug auf die Handlun¬
gen der Regierung, so verleumdet er diese nicht. Er
verachtet weder die Amtsgefchafle noch die Handlungen
desselben.

?) Als im I. 1792 ei» Gesetz über das Libell im Parle-
meute diskutier wurde, sagten die zwölf Richter von England
i» der Pärskammer, wohin sie berufen waren, ibre individuale
Meinung z» erklären: „Das Verbrechen bestellt in der Be¬
kanntmachung eines Libells eine verbrecherische Ab-
„sichr von Seiten des Schriftstellers gehört nicht zum Begriff
„eines Libells, wie er vom Gemeingesetze bestimmt ist
„Wer entzündbare Stoffe verbreitet, Pfeile oder Kugeln ver-

schießt, auf gut Glück, und so Feuer oder Tod zufällig be-
„ wirkt, ist schon darum ein Verbrecher Wer ein solches
„Verbrechen verfolgt, hat nicht iiötbiz zu beweisen, das, der
„Angeklagte die Absicht hatte, es zu begeh»; und der Ange-

klagte seinerseits kann sich nicht dadurch rechtfertigen, daß er
„sagt: Ich that's nur zum Spaße." (Journal der Parskain¬
mer v. I. 1792).



Ucbrigens sind diese Spitzfindigkeiten beseitigt durch

das Gesetz vom I. »792, welches die Geschwornen an¬

weist, nur im Ganzen über die Toaisache der Bekanntma¬

chung und den Caaraklcr eines Werks zugleich zu urtheilen.

7. Es folgt ans diesem Grundsätze, daß der Druk-

ker, der Buchhändler oder Ausrh.iler des Libells für

Theilnehmer am Verbrechen erklärt find und daß sie in

bürgerlicher und peinlicher Hmsicht derselben Vermlhei-

lnng unterliegen, wenn sie nicht den Verfasser des von

ihnen gedruckten oder ausgeibeilmr Werkes angezeigt ha¬

ben 8). -Mm halt an dieser Folgerung so streng, daß

die Buchhändler nicht bloß oiviliter, sondern auch mimlna-

litei-, wegen der Bekanntmachung eines Libells selbst dann

vrrantwotrlich sind, wenn der Verkauf oder die V-rrl,ei¬

lung durch ihre Diener oder Lehrlinge ohne ihr Wissen

und in ihrer Abwesenheit gescheben.

So kann man bestraft und der Schande preisgege¬

ben werden für das Verbrechen eines Andern, wo doch

nur höchstens vom Schadenersätze die Rede sein tollte.

Wahrend also die ersten der bisher angeführten

Grundsatze auf alle Gesetzgebungen der Welt anwend¬

bar sind und nichts der englischen Gesetzgebung über das

Libckl Eigenthümliches darbieten, läßt sich gegen die Gül¬

tigkeit der übrigen gar mancherlei einwenden.

8) Es geschieht in England gewöhnlich, das! der Verfasser

sich nicht eher zu erkennen gibt, als bis das UM,eil vollzogen

werden soll, nachdem der Rekurs an die Kanzlei ohne Erfolg
geblieben.
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Die Gebräuche, die alte» Beispiele, die in Libcll-

sachc» gcsprochuen Urtheile, mir einem Worte die sogc-

naimreii Präzedenzen babe» ein großes Gewicht in

der englischen Rechrsknnde, und indem sie theils von den

bisher vargestellten Grundsätze» oder Ariomen des Rechts

Kraft und Licht empfangen, theils ihnen wiederum darbie¬

ten, so bilden sie zugleich die englische Gesetzgebung über

das Libell,

Weiche Misbranche können ans einer solchen Juris¬

prudenz hervorgeh», wo nichts positiv vom Gesetze

vorgeschrieben, sondern alles der Bermulhung und dem

beliebigen Ermessen überlassen ist? *).

9) Die Präzedenzen haben in der englischen NechtSknnde
ein >mi so größeres Anselm gewinnen müsse» , als die positiven

Gesehe dieser LegiSlazion wenig bekannt waren. Die geschried-

nen Gesetze oder die Statuten sind nickt in einem RechtSkoder

unter ver'chudncn Titeln »ack Maaßgabe des Inhalts verbun¬

den und geordnet worden. Man muß sie also in dem Statu¬

tenbuche ssmruto boali st laixe) sticken, wo sie nach den Par-

lementSsitzungcn oder vielmehr nach den NcgierungSjahren der

Könige unter den beiden Titeln: public scrs — ?>iv»re scrs,

ausgeführt sind. ES ist bisher nickt einmal von einem RechtS-

gelebrteu versucht worden, ein allgemeines Necktssvstcm nach

Ordnung der Materien und mit Anfuhrung der Gesctzstellen zum

Beweise zu entwerfen. Nur in Bezug auf einzele Punkte hat

man dergleichen versucht. Dagegen sind die Präzedenzen gesam¬

melt, geordnet und erläutert worden in Bezug auf jede Frage,
die sie betrafen. Es ist also viel leichter gewesen, sie kennen zu

lernen, als die Gesetze. Ohne Zweifel ein sonderbarer MiS-
brauck. indem mau so die Kenntnis! der Gesetze schwer und sogar

dunkel macht; und man begreift wohl, daß der Kastengeist, der

Vortheil der Advokaten und Prokuratoren, in dieser Hinsicht ei¬
nen sehr schädlichen Einfluß ausgeübt hat.

") Der Franzose übertreibt hier offenbar die Sache mit
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Die englischen Rechtsgclehrten verkenne» es nicht;

aber Einige von ihnen, und besonders d>e Rechtsgelehrten

der Krone, haben diesem Gerichlsbrauche, dieser so schäd¬

lichen Jurisprudenz der richterlichen Urtheile, alle Stärke

zu geben gesucht, die ihr Vcrnünficlei nur ertheilen konnte'

Sie sagen:

„Das gemeine Recht ist gebildet durch eine un-

„ unterbrochne Folge von Präzedeuzen oder Unheilen,

„die in bestimmten Fallen ausgesprochen worden.

„ Diese Aufeinanderfolge beweist das Recht, nicht bloß

„durch die Thal und den Brauch, sondern auch durch

„die Anerkennung und Unterwerfung von Seiren der Ge-

„ richtsbehörigen, wie ans der Gleichförmigkeit einer sol-

„chen Handlungsweise hervorgeht. Es ist nicht das frü-

„here Unheil, was an sich verpflichtet, sondern der Be-

„ stimmungsgrund, der es hervorgerufen. Wenn aber

„für die Bestrafung einer und derselben Beleidigung sich

„ Prazcdenzcn in großer Menge und in allen noch so vcr-

„schieduen Zeiträume» der Verfassung finden, so müssen

„sie vermöge ihres Zusammentreffens und ihrer Uebcrcin-

„stimmung mit dem Gcmeiugesetze als eine geschriebne,

„von Jahrhundert zu Jahrhundert durch die Weisheit

„unstcr Väter überlieferte, Jurisprudenz betrachtet und

seinem Nichts und Alles, wahrscheinlich, um die englische

Gesetzgebung gegen die französische dcftomchr in Schatten zu
stellen. A. d. U.

10) Man zahlt deren hundert und vier und achtzig beson¬
ders merkwürdige.
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„dürfen nicht leichtsinnig in Anspruch genommen wer¬

fen."
i

„Die Rechtslehren vom Libelle" — füge» sie hinzu —

„sind von verfchiedaen sehr alten Rechcsgelehrten gesam-

„melt, deren Werke nicht bloß als Autoritäten zu be¬

frachte» sind, welche die Regeln des Gemcingesctzes

„enthalten, und als ans den Archiven und Kanzleien

„gezogne Dedukzionen der Urtheile, die in vormaligen

„Prozessen gefällt worden; sondern auch als eine Samm-

„lung jeuer Ueberlieferungcn und Gebräuche, von wel-

„chcn sonst kein geschriebneS Denkmal mehr vorhanden

-.ist." ")

Von der Zeit, wo diese Präzedcnzen sich vermehrt >

haben, nimmt man einen Einwurf ssr gegen ihre Gül¬

tigkeit, den uns die Rechtsgelehrten der Krone nicht ans

eine befriedigende Art zu lösen scheinen.

Unter den despotischen und willkürlichen Regierun¬

gen Heinrich's VIll, der Elisabeth, und der beiden ersten

Stuarts ist die Bestrafung politischer Libelle sehr häufig

gewesen, während in derselben Zeit die Bestrafung der

privaten Libelle seltner war, als in andern Perioden der

Verfassung.

Die Jurisprudenz des Libells, welche ans den Prä-

zedenzen abgeleitet und mit Hülfe der oft wiederholten ,

Entscheidungen gebildet worden, ist also seitdem keine

andre, als die der Sternkammer, jenes Blutgerichts,

uälawllolr, lies Isw ok libel. l.oncloi>, iLek. L.
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welches eins der mächtigsten Werkzeuge der Awingherr-
schafr jener vier Könige war. ")

Die englischenRechtSgelehrten gesteh», daß wirk¬
lich der giößere Theil der Präzedcnzen, vornehmlich die
wegen politischer oder gegen die Großen des Reichs ge¬
richteter Libelle, ihren Ursprung der Stcrnkammcr ver¬
danken. Diese erstreckte ihre Gerichtsbarkeit über das
ganze Reich, während die Königsbrück nur in der Graf¬
schaft richtete, wo der König seinen Sitz hatte.

Die Slernkammer bestand eigentlich aus acht Rich¬
tern; aber es konnten auch alle Prälaren, alle Pars, die
Großbeamten der Krone und des Reichs darin zu Ge¬
richt sitzen.

Diese Kammer war ein Gerichishvf der Billigkeit
und des Gewissens, der die peinliche Rechtspflege über
die Großen wie über die gemeinen Bürger ausübte, aber
auf eine Weise, die von der gegenwartigen Verfassung
sehr abwe cht; sie war, wie die Ncchlsgelehrten der ver¬
fassungsmäßigen Ordnung sagen, „eine aushülfliche Un-
„regelmäßigkeit, die sehr nützlich sein konnte, wenn man
„mit Unparteilichkeit urtheilte."

Es ist gewiß, daß damal die Großen zu mächtig
waren und nicht gerichtlich verfolgt oder zur Verantwor-

12) Man konnte gegen die Entscheidungen dieses Gerichts

nicht reklamiren, da das Ansehen der Regierung damal
willkürlich war »nd diese sich nach dem Belieben der Kammer

die ungerechtesten und gesetzwidrigsten Handlungen erlauben
durfte.



timz gezogen weiden konnten, als vor einem mit großem

Ansehn ausgestalteten Gerichtshöfe. Ein solcher war also

nützlich.

Andrerseits war die Einrichtnng des Schwurgerichts

noch in der Kindheit; das Ansehn der Geschwvrncn ward

oft widersprochen. Der Schutz der öffentlichen Macht

ward ihren Entscheidungen verweigert. Wer konnte über-

dieß Geschworner sein ? Das Landvolk war so unwissend,

in einer solchen Abhängigkeit von den Großen, daß es

unmöglich gewesen wäre, eine vollständige Liste von Ge¬

schwvrncn zu bilden.

Die von der Sternkammer gegen die Libellisien er¬

kannten Strafen waren Gefänglich, Schandpfahl, Geld¬

buße, Peitschung, Ohrenverlust und Brandmark.

Seil Heinrich VI II. ward die Sternkammcr ganz

dem Willen des Monarchen unterworfen. Dieser Fürst

und Elisabeth strebten nach der Zwingherrschaft und will¬

kürlichen Macht, der Eine durch Gewaltsireiche, die An¬

dre durch List. Jakob I. suchte sie durch göttliches Recht

und Karl I. durch ein bewaffnetes Heer zu erlangen.

Diese Quelle des Ansehens der Präzedenzcn ist ihnen

also ungünstig und scheint den wahren Freunden der eng¬

lischen Verfassung unlauter.

i?) Die Sternkammcr wurde dürch das Statut vom ,L.
Regierungsjahrc Karl's i (Kap. unterdrückt. Die Um¬
stände, nnter welchen man dieses Gesetz erhielt, und was man
die Erwaginssedesselben nennen kann, spreche» weit lauter ge¬
gen jene Kammer, als wir es thiin könnten.



In der Nothwendigkeit, die Strenge des Gemcin-
gcsetzes gegen die Libelle mit einigen Gesetzen oder Sta¬
unen zn unterstützen, welche das Verbrechen sowohl als
die Bestrafung desselben bestimmen, sind die Gesetzbeam-
len bis Z» den mosaischen Gesetzen hinaufgestiegen,welche
Alfred der G-oße in die englische Gesetzgebung eingeführt
hatte. Sie berufen sich in dieser Hinsicht auf das mo¬
saische Gesetz gegen die Lüge und das falsche Jeugniß
(2 Mos. 2z, i.). Es konnte aber höchstens nur ans die
Verleumdung angewandt werden.

Nach einer Abschweifung in die Gesetzgebung der
Perser und der Griechen berufe» sie sich serner auf
Solon's Gesetze, die ziemlich streng gegen das Unrecht
sind, das man verübt, wenn man den guten Namen
eines Bürgers verletzt.

Britannien wurde de» Römern und ihren Gesetzen bis zum
I. Eh. gg8 unterworfen. Man führt also auch die römischen
Gesetze zur Unterstützung des englischen Gemeingesetzes an.

Sir Eduard Coke bezeichnete in einer richterliche»
Erklärung, die er in der Sternkammer von sich gab, den
theodosianischen Köder als das geschricbueGesetz , wel¬
ches jenen Gerichtshof in der Ausübung seiner Gewalt
leiten sollte. ") N,m wollte dieses Gesetzbuch, daß der

ei) lli.)'si»s in Tlioomnesroin, I s o v l'» r e 5 in Uoclii-

tcm, ? I»r»r c Ii US in vir» Lolonis zitiren einige jener Ge¬

setze. Auch Cicero und Augustin fuhren sie hin und wieder an.

iü) Vornehmlich den 54. Titel des g. Buches. Hier findet
man die vier Konstituzionen Konstantin's tsmasi» libellls,
und vier Reskripte von Valens und Valentinian.

'S
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wegen eines Libells (lamosu» libcllns oder libellu» in ka-

inain) Beklagte die Wahrheit der darin gemachten Be¬

schuldigungen erwiese, und erklärte ihn nur in dem Falle

strafbar, wenn die Beschuldigungen falsch waren.

Ohne Zweifel wollre Sir Eduard Eoke das gericht¬

liche Versahren der Srcrnkamnier mildern und erklärte

deshalb die Gesetze jenes Köder unrichtig, welche sich auf

die Angehangen (clclaticno, ) bezogen, deren Gebranch

Augustns in die römische Jurisprudenz eingeführt Halle-

Beim Untergange der Republik waren die Gesetze

ohne Kraft gegen die Macht und die Reichtbumer der

Große». Augupus glaubie deren Vollziehung dem per¬

sonlichen Interesse anvenranen zu müssen. Das Drittel

oder die Halste der zuerkannten Geldbußen oder der ein¬

gezognen Güter wurde den Angebern bewilligt. Daher

jenes schreckliche System der Angeberei, immer verhaßt;

aber so wirksam unter Tiber und Nero, erneuert unter

Domitian, verworfen^ von den Anlonincii, verachtet von

Thevdos — war eö »nter den schwachen Nachfolgern die¬

ses Fürsien wieder zum Dasein gelangt.

Aber das römische Recht unterschied noch zwischen Ii-

kicllus l'amosns und l'amosa carmina, mala carmina, mala

scripta, injuria scripta "). Die Gesetze der Dezemvirn,

") Der Verfasser ist hier und im Folgenden nicht genau in
seinen Erörterungen. Wir verweisen dalier auf Stockmann's
Abhandlung äe kamosis libsllis (Leipzig, >70-1. Ivo kamosuz
lidellus nach Püttmann so erklärt ist: 5criprura, <p>!> <piis
crirninis poeii5Ni vel capiralem vel nou cspitzlem inferenris
vel fainsin saltem su^illsuris publice insimulatur. Da solche



die lex portra et Valeria, die lege« cvrneliaiiae des
Svlla »aiie» mir Strenge gegen die Libellisten und Ver¬
leumder gewütbcr. Ihre äußerste Harre hatte sie abge-
schasr, faktisch, durch den Fall der Macht, die sie be¬
kannt gemacht hatte.

Julius Casar ließ das Gesetz wegen beleidigter Ma¬
jestät auf die Verleumdung des Regenten und der öf¬
fentlichen Gewalten, wie auf den Verralh und auf Ver¬
schwörungen gegen seine Per st» anwenden. Angin us
dehnte es aus auf den Ehebruch mit Frauen der kaiser¬
lichen Familie. Am Ende seiner Regierung erregten die
salyrischen Verse des Casslus Severus gegen die ange¬
sehensten Personen in Rom den Unwillen dieses Kaisers;
und das Gesetz wegen beleidigter Majestät befaßte auch
die verleumderischenLibellen gegen die Freunde und
Günstlinge des Fürsten.

So waren die lege« cariteliansv gegen lamosa cur-
miiis in Abgang gekommen. Auch Tibcrius befahl den
Pratoren, die Gesetze des Augustus als Reg in des
Rechlsvcrsahrens anzunehmnn. Unter Caj s, Clardins,
Nero, Domitian, blieben diese G setze gleichfalls in Ge¬
brauch. Sie wurden mit Strenge vollzogen, und Cou-

Schristcn gewöhnlich anonym oder Pseudonym erscheine»,
so nehme» die meisten Juristen ancb dieses Merkmal in den Be¬
griff eines lidellus ksmosus auf. I^inriosumcsimeil ist eigent¬
lich eben so viel. Die übrigen Auodrncke sind weiteren Uiiisangs.
Sic bedeuten beleidigende und gehässige Schriften aller Art.
wenn sie auch keine Schmähungen enthalten. A. d. 1l.
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sia.itin bediente sich ihrer, um die Donatige» zu er¬

reichen.

Wahrscheinlich gegen die Meinung S-r Eduard Co-

ke's und seine Vernsung auf die Annahme des theodosia-

nischen Köder führte man in das Rechlsverfah.en der

Sternkammcr ein Gesetz Jusiinian's ein.

Dieses Gesetz ward auch falsch erklart, indem es

die Stcrnkammer mit Unrecht ans die verleumderischen

Libelle anwandte, worüber sie gewöhnlich sprach Man

verwechselte lamosus iibcllus mit laniosum carmeu, mala

scripta oder injuria scripta, woran Jnstittian nicht ge¬

dacht batte. Die öffentlichen Angebnngen, wofür den

Angebern Belohnungen waren bewilligt worden, kamen

ausier Gebranch, und wurden ersetzt durch geheime, selbst

namenlose Angebnngen, oder solche, die man als zufällig

gefunden und von einem unbekannten Urheber gemacht

ansähe. Diese Handlungsweise entfernte von dem Ziele,

welches sich Augnsius vorgesetzt halte. Die römische

16) Insrirt. lid. I. rir. 36: Li ynis fsmosnni libelluin

»ive «äoino» sive in ^uklico, vei (zuocun^ne loco i^nuius )

^eie'.ir, anr corrnm^st, ^liusczusrn altei- inveneiir, sur nulli
conüreurur invenrum. Li veio eusclem el^uirnlss ecninj)eriv

vei ißne consnmxserir, seä esrnrn vim manifestuverir, sciar 8«

hnoä auctorem Iinjnsrnocli 6elicri caj,irali senrenriae sudjn-

^sn^nm. Lüne si czuis clevorioni snae ae sulnri jznl)licue cnsro-
^ium ^ersr, nomen snnin pro6reurur er, c^uue per 5urnosum
libeilnm perse^nencla putaveiic, ois ^rosnio eclicar, ir^ ut

ads^ns uila rie^i^urione seeeciur, seiens c^niclem, c^noci, si
J8seirionibus suis veii ücles tneiir 0j)iru!ura, isnclem niuxi-

marn er piaeininin u nosria elemenria eonseczneru? , sin vero
minime vera okrenderir. cspirali ^»oens xlscrernr.

.«Zu«



Gesetzgebung unter Justinian wollte also diesem Uebel

abhelfen.

Die römische Gesetzgebung, selbst im justinianischen

Köder, bestimmte ebensowohl als die ncucrn Gesetzgebun¬

gen, was ein wirtliches Libell sei, unter den Mimen
kamosum Carmen, earmiua in kamam, mala scripta, in-

jnrla aeripta. Es konnte dagegen sowohl öffentliche Un¬

tersuchung als Privatklage statt finden. Man muß dieß

anerkennen, wenn man denselben zfi. Titel vergleicht, wo

die Erklärung über den kamosus libellus noch weiter be¬

stimmt ist. '6)

Die Klagenden wurden entschädigt nach Verhaltniß

der Namr der Verleumdung, deren Gegenstand sie wa¬

ren, und des Schadens, der daraus für sie entstanden.

Der justinianische Köder beobachtet eine große Ge¬

nauigkeit in der Anwendung seiner verschiednen Gesetze.

17) Jene übel verstandneStrenge des justinianischen Köder
bat in die englische Jurisprudenz einen solchen Rigorismus ge¬
bracht, das in dem Nechtsbandel des Lords Cocbrane die Nechts-
gelebrtcn der Krone sich weigerten, im vollen Parlemente etwas
Andres vorzulesen, als die Anklagcpnnkte, vorwendend die Furcht,
in die gegen Libelle bestimmtenStrafen zu fallen, wenn sie von
einigen Stellen seiner Vertheidignngsschrift Kenntnis gaben.

18) De ksmesis libellis. I'it. ZK: Li gnis gcripkerir,

I^nes preriinear i>s injuriam »Iteiins, cle iziia est pnbliea aceu-
sstio et pnena cspitalis, non tantum in auctorena tsrnosi Ii-

belli, ses etiam in snin, <zui invenit, nee combussit, seit

evul^svit; czniü isls ancron praesuniitur esse libelli, c^ni euni
sziai^it in vnlnns, nen eilito auctnis.

19) I n 5 1 i t t. lib, IV. t!t. 4: Lecunsum ^eailnm si^nita-
eis vitseczne Iionestatem ciesest »nr minnsrni sestimorin in-

.jgiiae.



Er bat keine Verurtheilung in gonore, in prinoipio, in
tine angenommen. Die Arte» der Beleidigungen, die
Grade der verbrecherischen Schuld sind klar bestimmt.
Das ist aber nicht das System der englischen Rechtsge-
lehrten. Papinian und die römischen Rechtsgelehrtcn
glaubten nicht, daß das Ansehn des Gesetzgebers durch
das Ermessen der Richter, durch ihre Gewissenhaftigkeit,
durch ihre Einsichten und durch eine auf Präzedenzen
gebaute Nechtskunde ergänzt werden könnte.

Das älteste englische Gesetz ist das von Alfred, wel¬
ches die öffentlichen Verleumder zum Verlust der Zunge
vernrtheilt.

Edgar bestätigte dieses Gesetz. Kannt der Große
erneuerte es. Bracton, ein ausgezeichneter Rechts-
gelchrter, der noch unter der Regierung Hcinrich's IV.
lebte, betrachtete die Beleidigung durch ein Libell als
gleich (ogale) der durch einen Angriff mit bewaffneter
Hand, dem Schläge und Wunden folgen. Ex xx-

20) 8i guis publicum menäacium conüngal et ille in sostrmetur, null» Isvi I S Iioc emenäsr, se<i linxus ei exciäatur,
uec minori prsrio reUiini licesr, guam juxia capitis aestima-
tionem. Es war also zwar eine Geldbuße nachgelassen, aber
eine solche, die der Arme nicht leisten konnte. S. Wüstes,

angelsächsische Gesetze, -i. ?I. -3.

21) Lamblien, stichst Ges. 64. ?I, iL.

22) Ist si guis slterum injuria llitkamare velit, ut »Iteru-
ttius vel pecunia vel vir» ei ciiminuatur. Li tunc alter ouw
rekellere possit, perilat linAuam susm , nisi illam capitis aesti-
mstione reclimere velir. W ilstcs angeliachst Ges. 1Z6. I'l. ib.

26) ?it autem injuria non solurn, cum czuis pu^no per-
cussu» kuerit, verberatus, vulneratus, vel kustibus caesus, vo-
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klärte, dieß sei das Nechtsverfahren der Königsbank und
der umgehenden Gerichte.

Er führt alsdänu das erste Statut von Wesiminsier
aus dem dritten RegierungSjahre Eduard's III. an. Er
erklärt die Besiimmunqsgründe dieses Gesetzes. Man
bemühte sich, dnrc!) absichtlich verbreitete falsche Gerüchte
Un inigkeit zwischen dem Konige, den Großen, den ver-
schiednen Autoritäten des Reichs und dem Volke zu stif¬
ten. Oieses Gesetz war weniger streng, als die vor¬
hergehenden. ES verurtheiite zum Gefängnisse, welches
schon für eine bedenkende Strafe galt Die Sitten wa¬
ren also da-ual milder, die Neclitslehre minder sireng.
Der große Frciheiiöbries (magna cUsilu) und die wenn

rum cum ei convicium clicrum kuerir, vel Ue ec> ksctum car-
men lsmosum er cjnsmoNi. Lracron, Opp>. toi. nb. sjtlt
dieser Stelle wird eigentlich keine Gleichheit (-lgalirc) der
thätlichen und wörtlichen Beleidigung ausgesprochen, sondun nur
überhaupt bestimmt, dast die letzte auch eine wirkliche Be¬
leidigung (luju'ia) sei. A. d. U.jj

2^) »Da seit langer Zeit übelwollende Personen sich im
„Lande verbreitet baben, welche falsche Neuigkeiten, beleidi-
„geude und erdichtete Berichte ausstreuen und dadurch Uneinig-
» keit zwischen de», Könige und den Großen des Reichs oder sei-
»nein Volke veranlassen, wie man es deutlich bemerkt hat un-
«tcr der Regierung Heinrich's Iii.: so ist verordnet, daß von
»nun an Niemand wagen soll, falsche Berichte zu verbreiten
„oder falsche Neuigkeiten bekannt zu machen, da wo Uneinigkeit
„oder Gelegenheit zur Uneinigkeit oder Verleumdung zwischen
»dem Könige und seinem Volke oder den Großen des Reichs
»statt finden können, und daß jeder, der solches gethan, er-
„griffen und im Gefängnissegehalten werden soll, bis er den
»ersten Urheber der falschen Neuigkeit vor Gericht gestellt."
(Etat. i. Kap. 5.)

E
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auch imrollkommne Bildung eines Parlements hatten ei¬
nigen Einfluß auf die Bestrafung einer Beleidigung, die
der durch ein Libell verursachten ahnlich ist.

Im zweiten Negieruugsjahre Nichard's II. wurde
das erste Stalin von Westniinsier erneuert und auf die
Verleumdung der Großen des Reiches ausgedehnt (Stat. l.
Kap. 5.). Diese werden hier so bezeichnet: Prälaten, Her¬
zoge, Grasen, Barone und andre edle und große Per¬
sonen, der Kanzler, der Schatzmeister, der geheime Sie¬
gelbewahrer, der Großmeister des königlichenHauses,
die Richter der beiden obersten Gerichtshöfe. Die Strafe
war die nämliche, wie im ersten Statute von Westmin-
sier. Aber im zwölften RegierungSjahre Nichard's II.
wurde verordnet, daß die, so nicht die Urheber falscher
Gerüchte oder Neuigkeiten vor Gericht stellen könnten,
nach dem Guidünken des geheimen Raths bestraft wer¬
den sollten, was auch sonst in anccrn Statuten bestimmt
sein möchte.

Schon im siebenten Negiernngsjahre dieses Fürsten
erhielten die Großen des Reichs, noch nicht befriedigt
durch die fünf Jahre vorher zu ihrem Gunsten gemachte
Anwendung des ersten Statuts von Wcstminsicr, das
berüchtigte Statut clo xonnelalis nragnatum. Es

2t.) „Alle die, so sich gegen Pars und andre Große des

„Reichs irgend einer Verleumdung, irgend eines Worts schuh

„dig machen, welches einen Pur oder andern Großen des Reichs

„in de» Augen des HauseS der Gemeinen verächtlich oder ge¬

hässig machen könnte, sollen mit Einkerkerung bestraft werden.

..Die Richter sind gehalten z» urtheilcn und der Große des
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wurde auf den Antrag des Bischofs voll St. David ge¬
geben. 2°)

Das Gemeingesetzwurde harter gemacht durch die
in das Srarut eingeschaltete Klausel, welche den Klager
verpflichtet, seine Sache vor den Gerichten zu verfolgen
tsm pro »e ipso gunrn pro äomino rsgo.

Dieses Gesetz ist noch immer in Kraft, wiewohl es
selten angesprochenwird. Die Pars rufen lieber das
Gemeingesetz oder die Privilegien des Parlementes an.

In den vermöge des Gesetzes 60 scanänlis insZnatum
angestellten Klagen wegen eines Libells ist es dem Be¬
klagten nicht erlaubt, sich anders zu rechtfertigen als
durch den Beweis, dafi er das Libell nicht bekannt ge¬
macht habe, oder daß die Artikel, worüber er angeklagt
worden, nicht verleumderisch seien. Er kann seine ge,
schrieb»«« Worte erklären, den Sinn entwickeln, der in
ihnen liegen soll, und aus die mildernden Umstände drin¬
gen, unter welchen sie bekannt gemacht worden. Wenn
er bei seiner Bertheidigung beweisen kann, daß die in
seiner Schrift gemachten Beschuldigungenwahr und also

„Reiche seine Sache zu verfolgen svwobl in seinem Namen und

„für sich, als für den König." (Stak. 7. äs scai-.äaliz m-gn-e-
tum ).

26) Cotton's Auszüge ans den Registern des Towers,S. «7Z. Nr> 9 und 10.

27) Wir werden diesen Punkt ausführlicher behandeln im

2. Adschn. dieses Bersuchs, wo wir die Anwendung der Rechts-

bcstimiiinngen über das Libe ^ ans die verscyiedncn Beleidigun¬
gen, die es bewirkt, entwickeln weiden.

E 2
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nicht verleumderisch sind, so weist er dadurch die Ent-

schädigiingssvderung zurück, die sonst der Kläger gemacht

haben würde.

Uebrigens macht daS Gesetz vom I. 17Y2, wovon

wir bald reden werden, diese Unterscheidungen völlig

unnütz.

Die Gewalt, welche die Friedensrichter habe», eine

Klage wegen Verleumdung durch ein Libcll anzunehmen

und die Verhandlung wegen der Entschädig ng zu bestim¬

men und anzufangen, gründet sich auf das Sraiut

vom vier und dreißigsten Negicrungsjahre Eduard's lll.

(Kap. 1.), welches ihnen bei ihrer Einsetzung jene Ge-

wall ertheilte.

Die Sttrnkammer balte im gerichtliche» Verfahre»

wegen des Libells, besonders deS polirischen, eine große

Strenge, eine ungerechte und ungeheure Willkür aus¬

geübt. Sie ward unterdrückt.

Bei der royalistischen Gegenwirkung nach der Her¬

stellung Karl s kl. hatte der fast unbesonnene und darum

28) Wir werden im 3. Abschn. dieser Abhandlung zeigen,
welche Art des gerichtlichen Verfahrens die Friedensrichter bei
dem großen Schwurgerichte oder der Anklagejurv bestimmen.
Man hat in den letzten Sitzungen des ParlementS von 1817 ge-
schn, welche Ausdehnung der Gewalt das Rundschreiben des
Lords ViSconnt Sidmontb den Friedensrichtern gab und welche
Debatten dadurch veranlaßt wurden. Es bedurfte der ganzen
MinisterialenMehrheit, um den Sieg davon zu tragen. Wir
enthalten nns der Prüfung jenes Rundschreibens, dessen Inhalt
nnS noch nickt genau bekannt ist.
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noch verhaßtere und für das Volk entehrendereDespo¬
tismus dieses Fürsten gegen eine vollkommnere Einrich¬
tung der Schwurgerichte zu kämpfen. Man hatte in
Ansehung des politischen Libells den Gebrauch eingeführt,
es kraft der Jniormazivnen eines Kronbeamlen fc-oronor)
oder königlichenAnwalts sKings - sitorno^ ) beim Ge¬
richtshöfe der Königsbank zu verfolgen. Diese Jnfvrma-
zionen trugen einige Merkmale vom Verfahren der Jn-
g listzionsgerichte an sich; und obgleich die Presse nicht
frei war, so gab es doch mehr Prozesse wegen Libelle,
ms man je gesehn. Die Staatsumwalzung vom I. it>88
»nachte diesem Systeme richterlicher Unbill schnell ein Ende.
Die Spezialjurys, hinsichtlich der Eigenschaft der Per¬
sonen, wurden eingeführt; die Presse wurde für frei er¬
klart; und im I. rbyg, erschien ein Gesetz, welches die
Jnsormazionen des Kronbeamten verbot, wofern er nicht
die Crlüubniß des Gerichtshofes dazu erhalten, eine Er-
laubniß, die nur erst nach angehörter Einrede des Be¬
klagten gegeben werden konnte. ")

2?) DaS Etatnt vom 4. und Z. Regierungsjahrc der Kö¬
nige Wilhelm und Maria (Kap. 28. §. iü.) untersagt dem
Kronheamten (coroner) oder Anwalt des Königs (Kin^s - »cror-
n«?). sowohl beim Gerichtshofe der Königsbank als bei den
As sengerichten der Grafschafte», irgend eine Informazion in
Libcllsache» zu beginnen, ohne die Erlaubnis? dazu vom Gericht
erhalten zu haben, welches dieselbe erst nach Anhörung des An.
geklagten geben soll, und ohne daß der Kläger, der die Jnfor.
niazion nachsucht, Sicherheit wegen der Kosten des Prozesses ge¬
leistet habe. (Zt-t»ro Hook. Vol. III.)
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Wahrend des Krieges wegen der Unabhängigkeitder
vereinten Staaten hatte die Regierung ein System die
öffentlichenAngelegenheitenzu behandeln angenommen,
welches auch zur Willkür führte. Es vermehrte das kö¬
nigliche Vorrecht einer ermessenden Gewalt, welche sich
die Richter anmaaßien, theils in der Stellung der de»
Geschwornenvorzulegenden Fragen, theils durch Einsckär-
fung der Regel, daß die Geschwornenihren Ausspruch
bloß auf den Hauptpunkt der Bekanntmachung des Mells
beschränken sollten. Die Sachwalter des Beklagte» be¬
wiesen immer, daß derselbe nicht die Absicht gehabt zu
verleumden, oder daß keine Verleumdung statt fände,
weil die Thatsachen wahr, also nicht böslich erdichtet.
Die Geschwornen gaben ihre Erklärung sowohl über die
Absicht, als über die Wahrheit der Beschuldigungen;
und d>e Richter verurtheilten zu Geldbußen und zum Ge¬
fängnisse, bloß wegen der Thal des Bckanntmachens.
D>e so berühmt gewordnen Briefe des Juuius haben
mehr als ein Beispiel davon geliefert. »)

Das Parlemcnt gab also im I. 1792 das so wich¬
tige Gesetz, welches dem Schwurgerichte die Vcfugniß

Diese Briefe enthalten eine strenge, zuweilen übertriebne,
aber schön und geistreich geschriebne Rüge der Fehler der dama¬
ligen Staatsverwaltung in England. Ihr Verfasser ist nicht be¬
kannt worden, ungeachtet die Regierung sich viel Mühe darum
gab. Einige halten Burke, Andre John Dunning, nach¬
maligen Lord Ashburton, für den Verfasser. Eine deutsche
Uebersetzung erschien davon zu Mictau und Leipzig im I. -776.

A. d. U.
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erlheilt, über das Ganze des ihm vorgelegten Rcchls-

handels sich im Allgemeinen durch schuldig oder nicht-

schuldig zu erklären.

Io) Wir geben liier den Tert des Gesetzes vom 52. Regie-

rungsjahre Georg's lit, (Kap. So.): „Da sich Zweifel erhoben

„haben über die Frage, ob in den Processen durch öffentliche

„Anklage (inllictcmeiic), oder auf Jnformazion, zur Verfol-

„gung der Handlung des Verfassend oder Bekanntmachens eines
„Libells rc. und wen» der Verthcidiger die Nichtschuldigkcit

.. darzuthun sucht, es den Geschworncn zukommt :c. ihre Erkla-

-.rnng (veräicr) über das Ganze der ihnen vorgelegten Sache
„zu geben: so wird hiednrch verordnet im Namen rc.

Daß in jedem Prozeß über ei» Libell die Gefchwornen

„rc die Erklärung des schuldig oder nichtschuldig über

„das Ganze des Verfahrens geben können rc. und daß sie

„nicht können aufgefodert, noch geleitet und beschrankt werden

„durch den Gerichtshof oder die Richter, vor welchen die Sache

„verhandelt wird, um den sich Vcrtheidigcnden schuldig zu sin-

„den, bloß vermöge des Beweises der von ihm geschehenen Be-

„ kanntmachnng einer als Libell in Anspruch genommenen Schrift,

„oder vermöge des Sinnes, der derselben in der öffentlichen

„Anklage oder in der Jnformazion beigelegt worden.

„ 2. Jedoch können in jedem solchen Prozesse der Gerichts-
„hof oder die Richter :c, nach ihrem Gutfinden ihre Meinung

„abgeben oder die Gefchwornen belehren über das Materialc der

«Sache :c, eben so wie in andern Kriminalprozcssen.

„5. Auch soll nichts getbau oder versucht werden, um die

Gcschwornen zu verhindern, ein spezialcs Verdick nach ihrem

Gutsiuden zn geben, wie in andern Kriminalprozesscn.

„4. Auch soll im Falle, daß die Gcschwornen de» sich Ver-

„theidigenden schuldig finden :c. es ihm gesetzlich erlaubt sein,

„gegen das llrtheil zu appelliren, nach den Motiven uud For-

„men, so vor diesem Gesetze in audern Kriminalprozessen ber-

gebracht waren, was auch demselben entgegenstehen möchte,"—

Wir haben den Tert wörtlich wiedergegeben und bloß die Wie¬

derholungen ausgelassen, die zum wesentlichen Inhalte des Ge-

letzcs nichts hinzufügen. s Der Ucbcrsctzer hat Dasselbe gethau,



Unter der gegenwärtigen Verwaltung und seit 1807
ist das Rechtsvcrfahren gegen Libelle, wie wir schon ge¬
sagt haben, drückender geworden. Mehre Antrage sind >
im Schooße des Parlemenls zur Beseitigung der Mis-
hräuche dabei und bei den Berufungen an die Kanzlei
oder an die Billigkeit (den Rekursen zur Kastazivn des
Unheils) gemacht worden. Aber alle sind durch die
Mehrheit der Ministerialpartei verworfen worden, welche
die Bestechung, der Einfluß der Regierung auf die Wah¬
len, die Dringlichkeitder Umstände, und der Vorwand,
man muffe die Parteien zu vereinigen suchen und den
Meinungen des Kabinets nachgeben, unüberwindlich ge¬
wacht haben. 2')

kann jedoch, da er den englischen Sriginaltert nicht vergleichen
konnte, nicht dafür stehn, daß die deutsche Uebersetzung demsel¬
ben eben so genau als dem französischen entsprechen werde.

A. d, U.)
Z-) Bon den besondern Gesetze» über die Presse und die

periodische» Journale werden wir im 4. und 5. Abschp. handeln,
indem es uns schicklicher schien, sie von der bisherigen Darstel¬
lung zu trennen, s Eigentlich hätten wohl die allgemeinen Ver¬
ordnungen über die Presse vorausgeschickt werden sollen. Da
indessen der Verfasser eine andre Disposition beliebt hat, so
hielten wir uns nicht ermächtigt, sie zu verändern. A, d. ll.f
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